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Die Universität lässt Vorwürfe
gegen zwei Studierende
fallen, die Onlineprüfungen
über das gleiche WLAN
lösten. Kritik am Verfahren
ignoriert sie.RenéDonzé

Die Botschaft am Ende ist zwar
erfreulich: Die Uni Zürich hat das
Untersuchungsverfahren gegen
Studentin Maya Meier und ihren
Studienkollegen Sandro Schnei-
der eingestellt. Den beiden war
vorgeworfen worden, bei drei
Onlineprüfungen imFrühling zu-
sammengearbeitet zu haben, wie
die «NZZ amSonntag» imDezem-
ber berichtete. Nun werden die
Vorwürfe fallengelassen, die Prü-
fungen normal bewertet. Doch in
die Freude über die Einstellung
mischt sich auch Bitterkeit.

Zur Erinnerung: Meier und
Schneider, die in Wirklichkeit
anders heissen, hatten die Multi-
ple-Choice-Aufgaben imgleichen
Haus gelöst. Als Beleg für ihren
angeblichen Prüfungsbetrug
wurde die hohe Übereinstim-
mung der Resultate angeführt.
Meiers Vater bezeichnete das Ver-
fahren als «Indizienprozess»; sol-
che Antwortmuster könnte man
bei vielen weiteren Studenten-
paarungen finden. Er wollte das
untersucht haben.

Doch eine statistische Analyse
aller Prüfungen auf Übereinstim-

Uni Zürich: Freispruch für
angebliche Schummler

mungen wollte die Universität
nicht zulassen. Sie liess die Vor-
würfe fallen, eröffnete kein for-
melles Verfahren. Begründung:
Schneider konnte nachweisen,
dass er als Wochenaufenthalter
über keine genügende IT-Infra-
struktur verfügte unddamit «eine
plausible Erklärung und ein Mo-
tiv für die Verlegung seines Prü-
fungsorts lieferte».

Dazu muss man wissen, dass
die Universität das Lösen vonOn-
lineprüfungen über das gleiche
WLAN erlaubt. «Es kann also
nicht entlastend sein, was von
vornherein nicht belastendwar»,
sagt der Vater. Er ist enttäuscht,
dass die Uni nicht auf die Kern-
frage eingeht, inwiefern über-
einstimmende Antworten einen
Betrugsverdacht begründen kön-
nen. «Es bleibt somit zu befürch-
ten, dass viele Studenten zu Un-
recht verdächtigt wurden.»

Die Universität will auf diesen
Fall nicht weiter eingehen. Sie
verweist darauf, dass imFrühling
bei 39000 Onlineprüfungen ins-
gesamt 230Verdachtsfälle ausge-
machtwurden. Etwa bei derHälf-
te wurde der Betrug zugegeben.
40Verfahrenwurden eröffnet. In
32 Fällen bestätigte sich der Ver-
dacht, 8 Studierende habenwäh-
rend der Verfahren gestanden.
Meist blieb es bei Verweisen, eine
Personwurde auf Bewährung für
drei Semester ausgeschlossen.

Verteidigungsministerin Viola
Amherd will mehr Schweizer
Soldaten auf internationale
Friedensmissionen schicken.
Dazu plant sie auch den Kauf
neuer Transporthelikopter.
Daniel Friedli

Noch ist es erst eineAbsicht. Aber
in der jüngst verabschiedeten Ar-
meebotschaft hat Verteidigungs-
ministerin Viola Amherd diese
nun klar kundgetan: Die Armee
plant Investitionen in neueTrans-
porthelikopter, heisst es dort.
Und dies namentlich auch, um
damit der Schweizer Armeemehr
und qualitativ wertvollere Aus-
landeinsätze zu ermöglichen.

Dieser Plan ist die logische Fol-
ge einer Weiterentwicklung, die
Bundesrätin Viola Amherd bereits
im letzten Jahr angestossen hat.
In ihremAuftrag untersuchten in-
terne Experten damals, wie sich
die Schweiz stärker und effekti-
ver an internationalen Friedens-
einsätzen unter demMandat der
Uno oder auch der Organisation
für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE) beteiligen
könnte. Und weil bei diesen Mis-
sionen oft Lufttransporte für Per-
sonal und Güter Mangelware
sind, orteten die Fachleute hier
einenmöglichenAnsatzpunkt für
die Schweiz.

Entsprechend lautete ihre
Empfehlung: «Für den Einsatz in
der militärischen Friedensförde-

MitneuenHelikoptern insAusland

rung sollen Fähigkeiten zur takti-
schen Luftmobilität durch schwe-
re Transporthelikopter der
Schweizer Armee zur Verfügung
gestellt werden.» Solche Beiträge
würden international besonders
stark als Zeichen der Solidarität
anerkannt.

Diese Empfehlung hat das
Verteidigungsdepartement nun
in seine mittelfristige Rüstungs-
planung aufgenommen. «Ab der

Modelle verfügen über eine bis zu
viermal höhere Kapazität.

Noch offen ist, wie viele Heli-
kopter beschafft werden undwie
diese ausgerüstet werden sollen.
Denn angesichts der potenziellen
Gefahren bei diesen Einsätzen
in Krisengebieten verlangt bei-
spielsweise die Uno, dass Heliko-
pter und Personal geschützt und
bewaffnet sind. Die derzeitigen
Super-Puma- undCougar-Heliko-
pter der Schweizer Armee erfül-
len diese Bedingungen nicht. Sie
sind daher nur für Einsatzräume
geeignet, in denen kein Beschuss
droht. Das Verteidigungsdepar-
tement schreibt, die Frage der
Ausrüstung sei noch offen, man
könne derzeit keine Aussagen
dazumachen. Sicher sei nur, dass
die Art der Bewaffnung an das
jeweilige Einsatzumfeld ange-
passt werdenmüsse.

Die Schweiz engagiert sich seit
1953 in Einsätzen zur militäri-
schen Friedensförderung. Derzeit
stehen rund 250 Soldaten im
militärischen Friedenseinsatz,
das Gros davon als Teil der inter-
nationalen Friedensmission in
Kosovo. Seit Jahren besteht die
Absicht, dieses Total auf 500
Personen zu erhöhen oder aber
die Einsätze durch besonders
hochwertige Beiträge aufzuwer-
ten. Viola Amherd scheint dieses
Projekt nun etwas entschiedener
voranzutreiben als ihre beiden
SVP-Vorgänger Ueli Maurer und
Guy Parmelin.
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Ein Super-Puma der Schweizer Luftwaffe in Aktion.

zweiten Hälfte des Jahrzehnts
wird die Ablösung eines Teils der
jetzigen Flotte der Transportheli-
kopter vomTyp Super-Puma zum
Thema, allenfalls teilweise durch
schwere Transporthelikopter»,
schreibt das Departement auf An-
frage. Die Super-Puma selber fal-
len mit einer Transportkapazität
von 18 Personen oder vier Tonnen
Zuladung in die Kategorie der
mittleren Helikopter. Schwere

Daniel Friedli

Es mutet an wie ein AHV-Rütli:
Der Schwyzer Alex Kuprecht
(svp.) trieb das Projekt voran, der
Obwaldner Erich Ettlin (Mitte)
prägte es entscheidend mit, und
der Urner Josef Dittli (fdp.) ver-
half ihm zur Mehrheit. Nur dass
hier, anders als auf dem Rütli,
von einig Brüdern keine Rede
sein kann. Nur dank Dittlis Stim-
me fand die AHV-Revision in der
Sozialkommission des Ständerats
überhaupt eine hauchdünne
Mehrheit von 7 zu 6 Stimmen.
Und Dittli stimmte nur zu, damit
die Vorlage überhaupt in den Rat
kommt und nicht nach monate-
langer Beratung schon vorher ab-
stürzt. «Denn richtig zufrieden»,
so Dittli, «ist niemand damit.»
Auch er nicht.

Dabei waren die bürgerlichen
Parteienmit grossen Plänen ange-
treten. ImWissen darum, dass die
Linke für Einsparungen in der
AHV kaum zu haben ist, wollten
sie es dieses Mal anders machen
als noch 2015: Nicht Mitte-links
sollte den Takt angeben, sondern
eine eigene Allianz.

Streit umdie Ehepaare
Unter der Regie von SVP-Mann
Kuprecht arbeitete eine hoch-
karätige Arbeitsgruppe im letzten
Sommer gemeinsame Eckwerte
aus und holte dafür das Okay der
Partei- und Fraktionschefs von
SVP, FDP, Mitte und GLP ein.
Demnach soll das Rentenalter der
Frauen auf 65 Jahre steigen, wo-
durch die AHV per 2030 1,4 Mil-
liarden Franken spart. Dafür
erhalten die ersten betroffenen
Frauen eine Kompensation im
Wert von 440Millionen Franken.
Und damit muss auch die Mehr-
wertsteuer nur moderat erhöht
werden, um0,3 Prozentpunkte.

Es war ein Plan, der damit
deutlich unter den Anträgen des
Bundesrates blieb. Dieser will
700Millionen als Kompensation
für die Frauen einsetzen und die

DerRenten-MurksderBürgerlichen

Mehrwertsteuer um 0,7 Prozent-
punkte erhöhen.

Nur: Kaum nahmen die Stän-
deräte dann ihre Arbeit auf, ging
das Hickhack los. Die Mitte-Ver-
treter brachten ihr altes Verspre-
chen ein, die Renten für Ehepaare
zu erhöhen. Sie sollen künftig 155
Prozent der Maximalrente erhal-
ten, nicht bloss 150 Prozent. Und
weil allein dies 650 Millionen
kostet, musste die Mehrwert-
steuer eben doch stärker steigen.
Also griff man zu einem Buebe-
trickli:Man erhöht vorerst um0,3
Prozentpunkte, ebnet aber in der
Verfassung bereits den Weg für
weitere 0,4 Punkte.

Spätestens damit stiegen nun
aber die FDP-Vertreter aus und
liessen,mit AusnahmeDittlis, die
Vorlage fallen. «Wenn man alle
Einsparungen gleich wieder aus-
gibt, bleibt unter dem Strich nur

die Steuererhöhung als renten-
sichernder Beitrag. Dafür Bürger
und Wirtschaft mit mindestens
zweimaligen Umstellungskosten
vonmehreren hundert Millionen
Franken zu belasten, ist Blöd-
sinn», sagt ihr Wortführer, Da-
mianMüller.

Zu diesem Zwist trug auch die
Linke bei, die mit taktischem
Schweigen die Bürgerlichen ge-
geneinander ausspielte. So ver-
half sie dem höheren Ehepaar-
Plafond zur Mehrheit, indem sie
sich in der Abstimmung enthielt.
Dasselbe geschah beim Ausmar-
chen der Kompensationsmodelle
für die Frauen: SP und Grüne
möchten dafür über eine Mil-
liarde Franken einsetzen. Die FDP
will 600 Millionen Franken ge-
ben, für sozial abgestufte Renten-
zuschläge bei den ersten sechs
Frauen-Jahrgängen. Und die

Mitte portierte ein Modell, das
zwar neun Jahrgänge umfasst,
aber dank gezielteren Zahlungen
nur 430Millionen kostet. AmEn-
de einer Abstimmungskaskade
blieb, auch hier dank linken Leer-
stimmen, eine Lösung stehen, die
niemandwirklichwollte – unddie
sogleich den Zorn vieler Frauen
auf sich zog: Man entschädigt
nur sechs Frauen-Jahrgänge mit
440Millionen Franken.

Pfisters Heckenschuss
Eswar derMoment, in demMitte-
Chef Gerhard Pfister auf den Plan
trat und zum Erstaunen von
FreundundFeind die Vorlagemit
einer Referendumsdrohung zum
Abschuss freigab. In einem In-
terview mit dem «Blick» kriti-
sierte Pfister die Lösung stark und
legte die Latte wieder höher, hö-
her auch als seine eigenen Stän-

Interne Differenzen, linke Störmanöver und ein unberechenbarer Mitte-Präsident: Der Auftakt zur
angekündigten bürgerlichen AHV-Revision ist misslungen

deräte: Zur Kompensation der
Frauen seien «700 Millionen
Franken das Minimum für einen
Kompromiss», sagt er. Nun wirft
Ständeratspräsident Kuprecht
Pfister Wortbruch vor, da er die
Eckwerte des bürgerlichen Planes
torpediere. Und auch in den eige-
nen Reihen löste der Präsident
Kopfschütteln aus: «Ich konnte
diese Aussagen nicht nachvoll-
ziehen», sagt Nationalrätin Ruth
Humbel. Inzwischen hat die Frak-
tion über das Thema diskutiert
und dabei offenbar das Modell
ihrer Ständeräte unterstützt.

Pfister sagt dazu, er habe das
Resultat der Kommission kri-
tisiert, nicht die Arbeit seiner
Ständeräte, die dort in wichtigen
Punkten unterlegen seien. Über-
nehme der Ständerat das Modell
der Mitte-Vertreter, sei man ei-
nen wichtigen Schritt weiter. Auf
Kuprechts Vorwurf entgegnet er,
es brauche eben am Schluss eine
Reform, die sozial genug sei, um
auch eine Referendumsabstim-
mung zu überstehen.

Nun liegt nach dem ganzen
Hickhack aber eine Vorlage auf
dem Tisch, vor der die linken
Gegnerwenig Angst haben. «Vom
angekündigten bürgerlichen
Schulterschluss ist wenig ge-
blieben», sagt Gabriela Medici,
Zentralsekretärin beim Gewerk-
schaftsbund. Und wenn schon
in der Kommission die denkbar
knappste Zustimmung resultiere,
werde es diese unsoziale und
frauenfeindlicheVorlage nun erst
recht schwierig haben.

Die bürgerlichen Wortführer
indes haben trotz Fehlstart den
Glauben an eine gemeinsame
Lösung noch nicht aufgegeben.
Wenn sich alle zusammenrauf-
ten, sei eine breit gestützte bür-
gerliche Reform möglich, heisst
es. In zwei Wochen wird man im
Ständerat sehen, wie realistisch
dies ist. Josef Dittli indes, der
Retter aus der Kommission, lässt
offen, ob er nochmals Ja sagt: «Ich
lassemir alle Optionen offen.»
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Die Renten der Frauen als Streitpunkt: Eine Seniorin spielt Pétanque auf der BernerMünsterplattform. (20. Februar 2021)

Kaumnahmen
danndie
Ständeräte ihre
Arbeit auf, gingdas
Hickhack los.
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InKürze
Exit: Sterbehilfe für
Auslandschweizer
Die Sterbehilfeorganisation
Exit bietet ihre Dienste weiter-
hin Mitgliedern an, die ins
Ausland ziehen. Der Vorstand
hat deren Ausschluss zurück-
genommen, wie Vizepräsident
Jürg Wiler bestätigt. Exit
plante die Änderung wegen
des grossen Aufwands bei der
Begleitung von im Ausland
lebenden Mitgliedern. In der
Vernehmlassung zur Statuten-
revision sei der Widerstand
gross gewesen, rund zwei Drit-
tel der 200 Antworten äusser-
ten sich kritisch zum Vorschlag.
2020 begleitete Exit 913 Mit-
glieder beim Freitod, davon
10 aus dem Ausland. (rd.)

Mannkollidiertmit
Tramund stirbt
Ein 82-Jähriger ist am Samstag-
vormittag im Zürcher Kreis 3
von einem Tram erfasst und
getötet worden. Der Mann
stiess im Bereich einer Halte-
stelle mit einem Tram zusam-
men, wie die Stadtpolizei mit-
teilte. Er verstarb am Unfallort.
Warum es zur Kollision zwi-
schen dem Fussgänger und
dem Tram kam, ist bisher
unbekannt. Zur Abklärung des
Unfallhergangs und zur
Spurensicherung wurden Spe-
zialisten der Polizei sowie des
Forensischen Instituts bei-
gezogen. Bereits am vergange-
nen Dienstag war in Zürich eine
80-jährige Fussgängerin bei
einem Tramunfall ums Leben
gekommen. (zzs.)

Schweizer gewinnt
228Millionen
Ein Schweizer Spieler hat den
Rekord-Jackpot von 228 Millio-
nen Franken bei Euro-Millions
geknackt. Er allein tippte die
fünf richtigen Zahlen und zwei
Sterne vom Freitag richtig. Der
bisher höchste Gewinn hatte
rund 219 Millionen Franken
betragen. Ein Franzose hatte
diesen im vergangenen
Dezember eingeheimst. Der
Spieler kann das Geld innert
sechs Monaten beziehen.
Woher der Glückliche kommt,
ist nicht bekannt. Seit 2004
gibt es Euro-Millions als inter-
nationale Lotterie. (zzs.)

Der Bundesrat fordert, dass die
ETH in Lausanne und in Zürich
Kampagnen zur Bekämpfung von
Belästigungen durchführen. Er
unterstützt eine dahingehende
Motion der nationalrätlichen Bil-
dungskommission und verlangt
Massnahmen sowie einen Be-
richt. Hintergrund sind jüngste
Meldungen zu sexuellen Belästi-
gungen und Homophobie an der
ETH Lausanne. Auch in Zürich
gab es in den letzten Jahren Fälle
von Übergriffen. Dort wurden
schon Kampagnen durchgeführt.
Der Bundesrat begrüsse bereits
getroffene Massnahmen, sagt
EvelynKobelt, die Sprecherin des
Departements für Wirtschaft,
Bildung und Forschung. «Ver-
schiedene Vorfälle haben jedoch
gezeigt, dassweitere Anstrengun-
gen nötig sind.» Der Bundesrat
erwarte zudem, dass der ETH-
Bereich in den nächsten Jahren
für Chancengleichheit sorge und
Diversität fördere. (rd.)

Übergriffe an
ETH: Bund
greift ein
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«AmEnde ist es Tetris spielen imOutlook»: Der Basler Bildungsdirektor Conradin Cramer über seine politische Arbeit. (Basel, 23. Februar 2021)

NZZ amSonntag:Herr Cramer,
dieseWoche hätte die Fasnacht
stattgefunden, der Event für
einen Basler Politiker. Und Sie
sind froh, dass sie ausgefallen ist?
Conradin Cramer:Nein, wie

kommen Sie darauf?

Sie veröffentlichen in diesen
Tagen ein Buch darüber, was es
heisst, Politiker zu sein. Darin
schreiben Sie, Sie fänden Piccolos,
die Fasnachtsflöten, schrecklich.
Stimmt! Piccolos klingenmir

schrill imOhr. Ich habemanch-
mal das Gefühl, es gebe Politiker,
diemeinen, siemüssten alles,
was eine imaginierteMehrheit
toll findet, mindestens ebenso
toll finden. So ist es doch nicht!

Über Sie heisst es, Sie gingen sogar
während der Fasnacht in die
Ferien. Eine Sünde in Basel!
Ich finde die Fasnacht schön,

aber ichwar auch schonwäh-
rend der Fasnacht in den Ferien.
Man sollte sich als Politiker nicht
anbiedern. Es ist unangenehm
für einen selbst – und die Leute
merken es sowieso.

Ist die ständige Öffentlichkeit das,
was die Öffentlichkeit ammeisten
unterschätzt am Politikerberuf?
Ja. Als ich gestern im Büro

einen Cortège aus Kartonfiguren
nachstellte – und ein Bild davon
auf Twitter stellte –, schrieb
sofort jemand: «Schlechtes Vor-
bild, warum sind Sie nicht im
Home-Office?»Man steht unter
Beobachtung, immer, auchwenn
man zur Bäckerei geht.

Wiemeinen Sie das?
Ich binmorgens oft in Gedan-

ken und grüsse die Leute auf der
Strasse nicht. Sie denken dann:
«Was ist das für ein arroganter
Siech!» Ich drücke deshalb auf
den Öffentlichkeitsschalter. Ich
schaue, dass ich alle wahrnehme
und dieMaske trage.

Als Politiker spielen Sie eine Rolle.
Auf jeden Fall. Es ist vielleicht

unpopulär, das zu sagen.Man

muss inhaltlich authentisch sein,
darf aber nicht immer einfach
nur sich selbst sein.

Wieso nicht?
Wenn ich überall herum-

erzähle: «Bitte spielen Siemir
Piccolo!», dann ist das eine Ver-
stellung. Aber wenn ich überall
herumerzähle: «Das schreckliche
Piccolomüssteman verbieten!»,
dann ist dasmeiner Rolle nicht
angemessen. Deshalb sage ich:
«Losed, fürmich lieber kein
Piccolo.»Wer in einemAmt ist,
muss sich bewusst sein: Man
hatte eine Rolle gesucht, wurde
in eine Rolle gewählt – dann soll
man sie jetzt auchwahrnehmen.

Wie sieht Ihr Tag als Regierungs-
rat aus?
Politik ist eine unstrukturierte

Tätigkeit, deshalb strukturiere
ichmeinen Kalender bis auf jede
Viertelstunde. Die Versuchung
ist gross, ständig zu schauen:
Habe ich eine E-Mail bekommen,
einen Like auf Facebook? Dabei
sollte ichmir Zeit nehmen, um
zu lesen, um zu schreiben, um
mit Leuten zu reden. AmEnde
ist es Tetris spielen imOutlook.

Nach welchen Kriterien entschei-
den Sie, wie Sie den Tag gestalten?
Ich fragemich:Wo istmeine

Wirkung am grössten? Bei einer
Rede – oder bei einem Schul-
besuch, wenn ich einfach hinten
in der Klasse sitze und zuhöre?
Politik ist ausufernd,manmuss
eine Auswahl treffen.

Sie nehmen auch bewusst Pro-
blememit an solche Anlässe.
Es kommt oft vor, dass ich

viele Probleme zu lösen habe,
mein Tag jedoch voll ist mit
Anlässen. Nun kann es nicht
sein, dass ich fünf Stunden am
Tag irgendwoMusik höre, eine
Show sehe – und nachher in
einer Stunde alle Probleme lösen
soll. Deshalb lege ich esmir so
zurecht, dass ichwährend einer
Show an einer Aufgabe herum-
denke.

Wo erreichen Sie als Politiker am
meisten: in Sitzungen, im Selbst-
studium?
Manmerkt vor allem, wenn

man nicht da ist, woman etwas
bewirkt.Wenn Sie lange an einer
E-Mail feilen, wenn Sie nur Staf-
fage sind an einer Veranstaltung.
Wenn Sie einmal auf Ihr Berufs-
leben zurückblicken, werden Sie
nicht stolz darauf sein, dass Sie
jedes E-Mail in 48 Stunden
beantwortet haben.

Politik ist ein Präsenzjob, alle
erwarten ständig Aufmerksam-
keit. Wie erreichen Sie die totale
Gegenwart?
Ichmache Atemübungen. Der

Job ist rastlos, ab und zumuss
man innehalten.

Wie haben Sie das gemerkt?
AmAnfangmeines Amts

dachte ichmanchmal:Was habe
ich eigentlich heute gemacht?
Wennmir jemand eine E-Mail
schrieb, fand ich: Dasmuss ich
jetzt beantworten, weil das kam
ja gerade jetzt rein! Dinge liegen
lassen für Impulse von aussen:
Dasmacht einen unzufrieden.

Waren Sie amAnfang Ihres Amts
überfordert?
Ja, ichwar überfordert.Wenn

Sie in der Schweiz in ein Exeku-
tivamt kommen, ist das tenden-
ziell so. Das Ausmass an öffent-
licher Kritik ist auch neu. Ich
brauchte eher zu lange, bis ich
damit umgehen konnte.

Was erlebten Sie konkret?
Als Bildungsdirektormuss ich

Verfügungen unterschreiben.
Eltern projizieren diese Ent-
scheide dann auf einen.Wenn
sich ein Vatermit einem bösen
E-Mail meldet, mussman das
einordnen können. Ich igelte
mich zu sehr ein.

Sie begannen deshalb, mit Ihren
Mitarbeitern kritische Situatio-
nen in Rollenspielen zu üben.
Ichmerkte:Wennmir eine

Mitarbeiterin eine kritische

Frage stellt, dabei aber nicht sich
selbst ist, sondern eine imagi-
nierte kritische Journalistin,
dann fällt mir das leichter. Es ist
ein billiger Taschenspielertrick,
aber fürmich funktioniert er.
Und keine Sorge, wir verkleiden
uns nicht.

Sie spielen auch Gesichts-
Memory. Sie gehen an einen
Apéro, sehen Leute – und dann?
Mir ist es ein Anliegen, dass

ich Leute wiedererkenne. Das ist
nicht leicht, denn Sie treffen
unter normalen Umständen so
viele Leute! AmAnfangmeiner
Amtszeit arbeitete ichmit Bil-
dern und einer App.Wenn ich
nichts zu tun hatte, schaute ich
Gesichter an und riet, wer es ist.
Wennman Leute ernst nehmen
will, sollteman sie kennen.

DieWirkung ist in der Politik so
wichtig wie dasWirken?
Das ist so.Wesentlich für die

eigene Zufriedenheit ist, dass
Wirkung undWirken nicht zu
stark auseinanderdriften.

Sie machen aber auch Kompro-
misse. Sie tragen den Siegelring
Ihres Vaters nicht mehr, weil das
nicht gut ankam.
Ich trug den Ring, denmein

Vater vor seinemTod trug. Lange
kam ich nicht auf die Idee, dass
dieser Ring einwahnsinniges
Signal hat für Leute, diemich
nicht kennen. Ein Typmit einem
Siegelring, und das im Jahr 2021.
Dannmerkte ich, dass ich den
Ring nicht tragenmuss, um
meinemVater nahe zu sein –
dass ich ohne Ring aber leichter
auf Leute zugehen kann.

Wie konsequent muss ein Politi-
ker sein?
Wäre ichweiterhin Anwalt in

einer Kanzlei, würde ich keinen
Velohelm tragen, obwohl ich
weiss, dass es vernünftig ist.
Jetzt habe ich eine Vorbildfunk-
tion. Jetzt trage ich denHelm –
und es ist auch okay. Das Leben
wird deshalb nicht schlechter.

«Ichwarüberfordert»
Wasbedeutet es eigentlich, Politiker zu sein?DerBaslerRegierungsratConradinCramer
hatdarüber ein sehr ehrlichesBuchgeschrieben. Interview:SamuelTanner

Er war das Sonntagskind der
Basler LDP, der Partei der alten
Stadt-Elite, Anwalt und Gross-
rat, eine Basler Figur. Dann
wurde Conradin Cramer, 42, im
Jahr 2016 zumBildungsdirektor
gewählt. Nun schrieb er einen
überraschend ehrlichen Rat-
gebermit praktischen Tipps: «In
die Politik gehen» erscheint bei
NZZ Libro. Eine ausführliche
Version des Interviews finden
Sie unter: nzz.as/cramer.

ConradinCramer

Manhatte eine
Rolle gesucht –
dann sollman sie
jetzt auch
wahrnehmen.
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